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In Spanien wurden während des Alarmzustands und für die Zeit danach aufgrund der durch die Corona-Pandemie ausgelösten Finanzkrise insolvenzrechtliche Maßnahmen neu geregelt. Ziel dieser Maßnahmen ist es, mögliche Insolvenzen zu vermeiden, indem Fristen hinausgezögert werden. Durch dieses Hinauszögern soll auch die Haftung von Geschäftsführern vermieden werden. Es soll sich um Überbrückungsmaßnahmen handeln, die die Folgen der Krise abmildern.
Unternehmen und ihre Gesellschafter sollten sich daher mehr denn je der Fristen und Verpflichtungen des Handels- und Insolvenzrechts bewusst sein und sich auf dem Laufenden halten. 

I. Grundsätze des Insolvenzrechts in Spanien 
Nach dem spanischen Insolvenzrecht müssen zahlungsunfähige Unternehmen einen Insolvenzantrag stellen, damit ein Insolvenzverfahren eingeleitet werden kann. Sie haben dabei eine Frist von 2 Monaten um einen solchen Antrag zu stellen. 
Der Begriff der Zahlungsunfähigkeit ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Das Gesetz definiert ihn als Zustand indem "der Schuldner seinen Verpflichtungen nicht regelmäßig nachkommen kann" (Artikel 2.2 des Insolvenzgesetzes). Unter dem Begriff “aufschlussreiche Tatsachen” regelt das Insolvenzgesetz (in Artikel 2.4) Situationen, in denen davon ausgegangen wird, dass eine Insolvenzsituation vorliegt. Solche Situationen sind folgende: 
· wenn die Zwangsvollstreckung oder Pfändung dem Schuldner zugestellt wurde, ohne dass genügend Vermögensrücklagen für die Zahlung der Schulden gebildet wurden
· generelle Nichterfüllung der Zahlungsobliegenheit des Schuldners 
· Pfändungen, die das Vermögen des Schuldners im Ganzen betreffen
· Vermögenverschiebungen oder eine überstürzte Vermögensauflösung des Schuldners  
· generelle Nichtzahlung von Steuerverbindlichkeiten, die während des Zeitraums von drei Monaten fällig sind, sowie die Nichtzahlung von Sozialversicherungs- oder Lohnbeiträgen 
Sowohl der Schuldner (concurso voluntario) als auch die Gläubiger (concurso necesario) können im Falle der Zahlungsunfähigkeit die Insolvenz beantragen. Sodann wird das Insolvenzverfahren eingeleitet. Dieses besteht aus 4 Phasen: 
· Phase 1 (fase común): Einreichung des Insolvenzantrags;
· Phase 2: Zulassung des Insolvenzverfahrens, Bestellung eines Insolvenzverwalters, Mitteilung des Guthabens, Erstellung des Berichts der Insolvenzverwaltung über das Vermögen des Schuldners und dessen mögliche Anfechtung;
· Phase 3 (Vergleichsphase – fase del convenio): Aushandlung einer Vereinbarung zwischen dem Schuldner und seinen Gläubigern, um zu versuchen, die Bedingungen seiner Schulden neu zu verhandeln und so die Insolvenzsituation zu überwinden; oder, falls dies nicht möglich ist, Eröffnung der Liquidationsphase des Unternehmens (fase de liquidación);
· Phase 4 (Bestimmung der Verantwortlichen): je nachdem, ob das Insolvenzverfahren als zufällig oder schuldhaft eingestuft wird, Bestimmung der Verantwortlichkeit der Personen, die den Zustand der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners verschlimmert oder hervorgerufen haben.
Besondere Erwähnung im Hinblick auf die Corona-Krise sollte noch das Expressverfahren (concurso expresso) finden. Bei einem solchen Verfahren findet kein Insolvenzverfahren in dem Sinne statt, vielmehr wird das Unternehmen sofort aufgrund fehlender Insolvenzmasse aufgelöst. Dieses Verfahren ist nur möglich bei komplett insolventen Unternehmen ohne Vermögensmasse. 
Es besteht eine Ausnahme der Insolvenzantragstellungspflicht in Abschnitt 5bis des spanischen Insolvenzgesetzes. Der Schuldner erhält unter folgenden Bedingungen eine zusätzliche Drei-Monats-Frist, um mit den Gläubigern eine Vereinbarung zu erzielen: eine außergerichtliche Refinanzierungsvereinbarung oder eine frühe Vergleichsvereinbarung.

III. Königliches Gesetzesdekret 16/2020 vom 28. April zur Bewältigung der COVID 19-Krise im Bereich des Insolvenzrechts
Das Königliche Gesetzesdekret 16/2020 ist am 30. April 2020 in Kraft getreten und ändert das Insolvenzverfahren in Spanien wesentlich in seinen Grundzügen. Die wichtigsten Änderungen des Insolvenzrechts sind Folgende:
· Es wurde die Möglichkeit eingeführt, die Gläubigervereinbarung zu ändern. Der Schuldner kann innerhalb von 12 Monaten nach der Erklärung des Alarmzustands die Änderung der Vereinbarung beantragen. Anträge auf Erklärung der Nichteinhaltung der Vereinbarung, die von den Gläubigern innerhalb von sechs Monaten nach der Erklärung des Alarmzustands gestellt werden, werden erst dann zur Bearbeitung zugelassen, wenn seit dem Ende dieser Sechsmonatsfrist drei Monate vergangen sind. Während dieser drei Monate kann der Schuldner einen Vorschlag zur Änderung der Vereinbarung einreichen.

· Der Schuldner hat die Möglichkeit, dem Gericht zu sagen, dass er Verhandlungen mit den Gläubigern zur Änderung der Vereinbarung oder zum Abschluss einer neuen Vereinbarung aufgenommen hat. Dafür muss er eine genehmigte Refinanzierungsvereinbarung vorlegen. Anträge von Gläubiger auf Erklärung der Nichteinhaltung der Refinanzierungsvereinbarung sind innerhalb von sechs Monaten nach der Erklärung des Alarmzustands unzulässig. 

· Der Schuldner muss bis zum 31. Dezember 2020 trotz bestehender Zahlungsunfähigkeit keine freiwillige Insolvenz anmelden. Bis zum 31. Dezember 2020 bearbeiten die Gerichte auch keine Anträge auf notwenige Insolvenz, die von Gläubigern während des Alarmzustands gestellt wurden.

· Es wurden Anreize für die Finanzierung von Unternehmen geschaffen. Unter anderem gelten Darlehen/Kredite und Einnahmen ähnlicher Art, die dem Schuldner im Falle der Nichteinhaltung der innerhalb von zwei Jahren nach der Erklärung des Alarmzustands genehmigten oder geänderten Vereinbarung gewährt werden, als Ansprüche gegen die Insolvenzmasse.

· Das Insolvenzverfahren soll beschleunigt und vereinfacht werden. Anhörungen werden abgeschafft und Urkunden- und Sachverständigenbeweise sind nur in ausgenommenen Fällen zulässig.

· Die Verluste des laufenden Geschäftsjahres 2020 werden bei der Feststellung der Voraussetzungen des in Artikel 363.1 e) des Gesellschaftsrechts vorgesehenen Auflösungsgrundes nicht berücksichtigt.

III.  Königliches Gesetzesdekret 1/2020 vom 5. Mai zur Neufassung des spanischen Insolvenzgesetzes 
Das neue Insolvenzrecht tritt am 1. September 2020 in Kraft. Es harmonisiert das ursprüngliche Insolvenzgesetz und schafft einen einheitlichen Rahmen bezüglich der bisher verstreuten Regelungen. Materiell rechtlich weist es jedoch keine Neuerungen auf. 
Das neue Gesetz ist in drei Bücher unterteilt worden: Buch I: Insolvenzverfahren, Buch II: Rechte vor der Insolvenz und Buch III: Regeln des Internationalen Privatrechts.
Buch I beinhaltet das Insolvenzverfahren. Im Hinblick auf das Insolvenzgesetz 22/2003 vom 9. Juli 2003 wurden lediglich Änderungen bei der Verteilung und Reihenfolge der Gebiete vorgenommen. 
Buch II befasst sich mit dem Recht vor dem Konkurs und wird nochmal in vier Titel unterteilt (1. Mitteilung über die Aufnahme von Verhandlungen mit Gläubigern, 2. Refinanzierungsvereinbarungen, 3. Vereinbarungen über eine außergerichtliche Zahlung, 4. Besonderheiten aufeinanderfolgender Insolvenzverfahren).
Buch III enthält die Regeln des internationalen Privatrechts. Dadurch wird die Verordnung (EU) 2015/848 umgesetzt. 
Das neue Gesetz dient ebenfalls der Umsetzung der Richtlinie 2019/1023 vom 20. Juni 2010 über präventive Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung und über Tätigkeitsverbote, deren Frist für die Übernahme ins spanische Recht im Januar 2021 abläuft.
Es soll auch künftige Reformen erleichtern, auch im Hinblick auf die Abmilderung der durch COVID-19 verursachten wirtschaftlichen Auswirkungen. Neue Regelungen können dann zu den im Königlichen Gesetzesdekret 16/2020 vom 28. April verabschiedeten Sondermaßnahmen (s.o.) hinzutreten.

